
 

 

Medieninformation vom 23. Mai 2019 

Entscheidung im Streit um die Zuweisung von Hörfunkangeboten  

Am 22. Mai 2019 hat die 1. Kammer im Streit um die Zuweisung von Hör-
funkangeboten mündlich verhandelt und ein Urteil gefällt. 

Bei der Klägerin handelt es sich um einen Mitbewerber um die Zuweisung 
digitaler terrestrischer Hörfunkangebote im technischen Standard 
DAB+. Sie wendete sich gegen die Zuweisungsentscheidung der Sächsi-
schen Landesanstalt für privaten Rundfunk und neue Medien zu Gunsten 
der Beigeladenen vom 28.11.2017, mit der dieser drahtlose Übertragungs-
kapazitäten für die bundesweite digitale terrestrische Verbreitung privater 
Hörfunkangebote im technischen Standard DAB+ zugewiesen wurden, und 
begehrte die Zuweisung solcher Übertragungskapazitäten an sich. Eine wei-
tere Klägerin hatte im Vorfeld der mündlichen Verhandlung ihre Klage zu-
rückgenommen. 

Mit Urteil vom gestrigen Tage hat das Verwaltungsgericht die Beklagte ver-
pflichtet, das Verfahren betreffend die Zuweisung drahtloser Übertragungs-
kapazitäten erneut unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts 
durchzuführen. Den Zuweisungsbescheid vom 28.11.2017 hob es auf. Nach 
Auffassung der entscheidenden Kammer sei die Zuweisungsentscheidung 
zu Gunsten der Beigeladene formell rechtswidrig; das Zuweisungsverfahren 
habe an durchgreifenden Verfahrensfehlern gelitten.  

Der Antrag der Beigeladenen auf Zuweisung hätte im Verfahren nicht be-
rücksichtigt werden dürfen. Bei ihr handele es sich um eine neue juristische 
Person des Privatrechts, die erst im Verständigungsverfahren aus einem 
Zusammenschluss zweier Mitbewerber hervorgegangen sei und daher als 
neue Bewerberin hätte angesehen werden müssen.  Die Berücksichtigung 
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eines neuen Bewerbers nach Ablauf der Ausschlussfrist und nach Eintritt in 
das Verständigungsverfahren sei aber nicht mit dem aus Art. 3 Grundgesetz 
(GG) abgeleiteten Grundsatz der Chancengleichheit in Einklang zu bringen. 
§ 51 a Abs. 3 Rundfunkstaatsvertrag (RStV) begründe keine Statthaftigkeit 
von Teileinigungen von Bewerbern, die zu einem Hinausdrängen von Mitbe-
werbern führen könne, sondern ziele auf eine Verständigung sämtlicher An-
tragsteller ab. Eine Verständigung könne nur zum Tragen kommen, wenn 
sich sämtliche Bewerber auf eine einvernehmliche Lösung verständigten, die 
die Konkurrenzsituation im Ergebnis entfallen lasse. Komme eine einver-
nehmliche Lösung zwischen den Bewerbern nicht zustande, weise die Lan-
desmedienanstalt demjenigen Bewerber die Übertragungskapazitäten zu, 
der die Auswahlkriterien am ehesten erfüllt (§ 51 a Abs. 4 RStV). Diese Ent-
scheidung sei auf der Grundlage der bis zum Ablauf der Antragsfrist einge-
reichten Anträge zu treffen. Aus dem Verständigungsverfahren hervorgegan-
gene Kooperationen einzelner Bewerber unter Anpassung und Änderung 
ihrer Bewerbungskonzepte – wie vorliegend bei der Beigeladenen zu beob-
achten – hätten deshalb außer Betracht zu bleiben. 

Eine inhaltliche Bewertung der Angebote der einzelnen Bewerber hat das 
Verwaltungsgericht nicht vorgenommen. Dies bleibt der Landesanstalt im 
Rahmen des neu durchzuführenden Verfahrens vorbehalten. 

Gegen das Urteil wurde neben der Berufung zum Sächsischen Oberverwal-
tungsgericht auch die Sprungrevision zum Bundesverwaltungsgericht zuge-
lassen, die innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils 
an die Beteiligten zu erheben wäre. 

Dr. Tolkmitt 
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